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Religionsgemeinschaften in den neuen Bundesländern 

Mit dem „Gesetz zur Regelung des Kirchensteuerwesens“1, das die ehemalige DDR im 
Rahmen des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 erlaßen hat, ist in den neuen 
Bundesländern das Kirchensteuerwesen formell und materiell wieder als Landesrecht 
verankert worden. Mittlerweile haben die einzelnen Bundesländern eigene 
Kirchensteuergesetze erlassen. 

Bereits in den Jahren 1946/1947 regelten die Verfassungen der Länder in der 
sowjetischen Besatzungszone das Steuererhebungsrecht der Kirchen. Die Verfassung der 
DDR von 1949 knüpfte formal im Wortlaut an die Regelung der Weimarer Reichsverfassung 
an. Den Kirchen wird der Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts garantiert und 
damit auch das Recht, von ihren Mitgliedern Steuern aufgrund der staatlichen Steuerlisten zu 
erheben. In den nächsten Jahren allerdings wurde zunächst den Finanzämtern die 
Kirchensteuerverwaltung und 1956 den Zivilgerichten untersagt, den Kirchen Rechtsschutz 
bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche auf Zahlung der Kirchensteuer gegenüber den 
Kirchenmitgliedern zu gewähren. In der DDR-Verfassung von 1968 wurde die 
Kirchensteuerfrage nicht mehr erwähnt. Obwohl die Kirchensteuer damit in der staatlichen 
Rechtsordnung nur noch den Charakter einer Naturalobligation2 (eines Beitrages) hatte, ist 
die Bezeichnung „Kirchensteuer“ bewusst beibehalten worden, um dem kirchlichen 
Selbstverständnis entsprechend die Traditionslinie der in Deutschland üblichen Finanzierung 
fortzusetzen. Die Kirchen erhoben die Kirchensteuer als mitgliedschaftliche Abgabe gemäß 
innerkirchlicher Regelung. 

Maßstab für die Bemessung der Kirchensteuer war das Einkommen, welches die 
Steuerpflichtigen ihrer Kirche mitteilten. Die in der Form der Kirchensteuer für die 
Kirchenmitglieder verbindlich gemeinten Abgaben mussten als freiwillige Beiträge 
eingesammelt werden. Die Freiwilligkeit funktionierte nur bedingt. Ihre Folge war faktisch, 
daß aus Verbindlichkeit Beliebigkeit wurde. Gerechtigkeit bzw. Orientierung an der 
Leistungsfähigkeit, erreicht durch die Anknüpfung der Kirchensteuer an die 
Einkommensteuer, war nicht möglich. 

 

                                                

1 Zwischenzeitlich haben die Bundesländer eigene Kirchensteuergesetze verabschiedet. 

2 Eine Verpflichtung, welche nicht einklagbar ist; eine Schuld ohne Haftung. 


